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Anlage 5: Erläuterung verwendeter Begrifflichkeiten  
in der Boden-, Sach- und Ertragswertermittlung 

Bodenrichtwert (§ 13 ImmoWertV 2021) 
Bodenrichtwerte werden durch den zuständigen Gutachterausschusses für Grundstückswerte 
lagebezogen abgeleitet, jährlich festgesetzt und veröffentlicht. Sie werden auf den m2 
Grundstücksfläche bezogen und sind auf die Eigenschaften eines definierten 
Bodenrichtwertgrundstücks bestimmt. 

Bodenrichtwertgrundstück (§§ 13 und 16 ImmoWertV 2021) 
Das Bodenrichtwertgrundstück ist ein unbebautes und fiktives Grundstück, dessen 
Grundstücksmerkmale weitgehend mit den vorherrschenden grund- und bodenbezogenen 
wertbeeinflussenden Grundstücksmerkmalen in der jeweiligen Bodenrichtwertzone übereinstimmt. 
Es weist keine Grundstücksmerkmale auf, die nur im Rahmen einer Einzelbegutachtung ermittelt 
werden können. Das Bodenrichtwertgrundstück ist in seinen wertbeeinflussenden Merkmalen 
(Entwicklungszustand, Art der Nutzung und ggf. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, 
Grundstücksgröße, Grundstückstiefe) bestimmt. 

Bodenrichtwertzone (§ 15 ImmoWertV 2021) 
Eine Bodenrichtwertzone besteht aus einem räumlich zusammenhängenden Gebiet. Sie ist 
abgegrenzt und stellt lagebedingte Wertunterschiede, für die der Bodenrichtwert gelten soll, dar.  

Brutto-Grundfläche (Anlage 4 zu § 12 ImmoWertV 2021) 
Die Bruttogrundfläche (BGF) ist ein Gebäudemaß, welches sich durch die Summe der bezogen 
auf die jeweilige Gebäudeart marktüblich nutzbaren Grundflächen aller Grundrissebenen eines 
Bauwerks bestimmt. Für die Ermittlung der BGF ist die DIN 277-1:2005-02, Grundflächen und 
Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau-Teil 1: Begriffe, Ermittlungsgrundlagen anzuwenden. 
Die BGF wird in mehrere Bereiche unterteilt. Es ist explizit geregelt, welche Grundflächen zu 
berücksichtigen bzw. nicht zu berücksichtigen sind. 

Herstellungskosten (§ 36 ImmoWertV 2021) 
Die durchschnittlichen Herstellungskosten der baulichen und sonstigen (Außen)Anlagen stehen 
für die aufzuwenden Kosten, die sich unter Beachtung wirtschaftlicher Gesichtspunkte für die 
Errichtung eines dem Wertermittlungsobjekt nach Art und Standard vergleichbaren Neubaus am 
Wertermittlungsstichtag unter Zugrundelegung zeitgemäßer, wirtschaftlicher Bauweisen ergeben 
würde. Der Ermittlung der durchschnittlichen Herstellungskosten liegen modellhafte 
Kostenkennwerte zu Grunde die auf eine Flächeneinheit bezogen sind. Diese werden 
Normalherstellungskosten (NHK) genannt. Von den NHK nicht erfasste werthaltige einzelne 
Bauteile werden durch marktübliche Zuschläge bei den durchschnittlichen Herstellungskosten 
berücksichtigt.  

Normalherstellungskosten (Anlage 4 zu § 12 ImmoWertV 2021) 
Die NHK 2010 basieren auf Auswertungen von reinen Baukosten für Gebäude mit annähernd 
gleichem Ausbau- und Ausstattungsstandard. Sie erfassen die Kostengruppen 300 und 400 der 
DIN 276 - 1:2006-11, Kosten im Bauwesen-Teil 1: Hochbau, enthalten die Umsatzsteuer sowie die 
üblichen Baunebenkosten und sind bezogen auf den Preisstand „Jahresdurchschnitt 2010“. Durch 
die Verwendung eines einheitlichen Basisjahres ist eine hinreichend genaue Bestimmung des 
Wertes möglich. 
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Normgebäude, werthaltige einzelne Bauteile (§ 36 ImmoWertV 2021) 
Bei der Ermittlung der BGF werden einige den Gebäudewert wesentlich beeinflussenden 
Gebäudeteile nicht erfasst. Das Gebäude ohne diese Bauteile wird in dieser Wertermittlung mit 
„Normgebäude“ bezeichnet. Zu diesen bei der BGF-Berechnung nicht erfassten Gebäudeteilen 
gehören beispielsweise Kelleraußentreppen, Eingangstreppen, -überdachungen, ggf. Balkone 
oder Dachgauben. Die Herstellungskosten dieser Gebäudeteile werden deshalb zusätzlich zu 
dem für das Normgebäude ermittelten Herstellungskosten durch Wertzuschläge besonders 
berücksichtigt. Liegen wertmindernde Abweichungen, wie z.B. Teilausbauten von 
Geschossebenen vor, werden diese durch Abschläge berücksichtigt. 

Baunebenkosten (Anlage 4 zu § 12 ImmoWertV 2021) 
Zu den Herstellungskosten gehören auch die Baunebenkosten (BNK), welche als Kosten für 
Planung, Baudurchführung, behördliche Prüfung und Genehmigungen sowie für die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Herstellung erforderlichen Finanzierung definiert sind. Ihre 
Höhe hängt von der Gebäudeart, den Gesamtherstellungskosten der baulichen und sonstigen 
(Außen)Anlagen sowie dem Schwierigkeitsgrad der Planungsanforderungen und damit von der 
Bauausführung und der Ausstattung der Gebäude ab. Sie sind in den NHK 2010 eingepreist. 

Alterswertminderung (§ 38 ImmoWertV 2021) 
Die Wertminderung der Gebäude wegen Alters (Alterswertminderung) wird nach dem linearen 
Abschreibungsmodell auf der Basis der Restnutzungsdauer (RND) des Gebäudes und der 
Gesamtnutzungsdauer (GND) vergleichbarer Gebäude ermittelt. 

Restnutzungsdauer (§ 4 Abs. 3 ImmoWertV 2021) 
Die Restnutzungsdauer (RND) bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage 
bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung voraussichtlich noch wirtschaftlich genutzt werden kann. 
Die RND wird in der Regel auf Grundlage des Unterschiedsbetrages zwischen der GND und dem 
Alter der baulichen Anlage am maßgeblichen Stichtag unter Berücksichtigung individueller 
Gegebenheiten des Wertermittlungsobjekts ermittelt. Für Gebäude, die modernisiert wurden, kann 
von einer entsprechend längeren (modifizierten) RND ausgegangen werden. Diese wird 
sachverständig ermittelt. 

Gesamtnutzungsdauer (§ 4 Abs. 3 und Anlage 1 zu § 12 ImmoWertV 2021) 
Die GND bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung vom Baujahr an gerechnet üblicherweise wirtschaftlich genutzt werden kann. Sie 
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten aufgrund gewachsener Ansprüche gegenüber früheren 
Ansprüchen deutlich vermindert. Es ist nicht die technische Standdauer gemeint, die wesentlich 
länger sein kann.  

bauliche und sonstige Außenanlagen (§ 37 ImmoWertV 2021) 
Dies sind außerhalb der Gebäude befindliche mit dem Grundstück festverbundene bauliche 
Anlagen (insbesondere Ver- und Entsorgungsanlagen von der Gebäudeaußenwand bis zur 
Grundstücksgrenze, Einfriedungen, Wegebefestigungen) und sonstige Anlagen (insbesondere 
Gartenanlagen). 

objektspezifisch angepasster Sachwertfaktor (§ 21 und 39 ImmoWertV 2021) 
Ziel aller in der ImmoWertV 2021 beschriebenen Wertermittlungsverfahren ist es, den 
Verkehrswert, d.h. den am Markt durchschnittlich (d.h. am wahrscheinlichsten) zu erzielenden 
Preis zu ermitteln. Das herstellungskostenorientierte Rechenergebnis „vorläufiger Sachwert der 
baulichen und Außenanlagen sowie sonstigen Anlagen“ ist in aller Regel nicht mit hierfür 
gezahlten Marktpreisen identisch. Deshalb muss dieser vorläufige Wert an den Markt, d.h. an die 
für vergleichbare Grundstücke realisierten Kaufpreise, angepasst werden. Das erfolgt mittels des 
sogenannten Sachwertfaktors. Der Sachwertfaktor ist das durchschnittliche Verhältnis aus 
Kaufpreisen und den ihnen entsprechenden „vorläufiger Sachwert der baulichen und 
Außenanlagen sowie sonstigen Anlagen“. Durch Anpassung an die Eigenheiten des 
Bewertungsobjektes ergibt sich der objektspezifisch angepasste Sachwertfaktor. 
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besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale (§ 8 ImmoWertV) 
Allgemeine Grundstücksmerkmale sind wertbeeinflussende Grundstücksmerkmale, die 
hinsichtlich Art und Umfang auf dem jeweiligen Grundstücksmarkt regelmäßig auftreten. Ihr 
Werteinfluss wird bei der Ermittlung des vorläufigen Verfahrenswerts berücksichtigt. 
Demgegenüber sind besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale solche, die nach Art oder 
Umfang erheblich von dem auf dem jeweiligen Grundstücksmarkt üblichen oder erheblich von den 
zugrunde gelegten Modellen oder Modellansätzen abweichen. Besondere objektspezifische 
Grundmerkmale können z.B. bei besonderen Ertragsverhältnissen, Bauschäden und      -mängeln, 
baulichen Anlagen, die nicht mehr wirtschaftlich nutzbar sind, Bodenverunreinigungen oder 
grundstücksbezogenen Rechten und Belastungen vorliegen. Die besonderen objektspezifischen 
Grundstücksmerkmale werden, wenn sie nicht bereits anderweitig berücksichtigt worden sind, bei 
der Ermittlung der Verfahrenswerte insbesondere durch marktübliche Zu- oder Abschläge 
berücksichtigt. 

Rohertrag/ Reinertrag (§ 31 ImmoWertV 2021) 
Der Rohertrag umfasst alle bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung und zulässiger Nutzung 
marktüblich erzielbaren Einnahmen aus dem Grundstück. Bei der Ermittlung des Rohertrags ist 
von den üblichen Einnahmemöglichkeiten des Grundstücks (insbesondere der Gebäude) 
auszugehen. Weicht die tatsächliche Nutzung von Grundstücken oder Grundstücksteilen von den 
üblichen, marktüblich gesicherten Nutzungsmöglichkeiten ab und/oder werden für die tatsächliche 
Nutzung von Grundstücken oder Grundstücksteilen vom Üblichen abweichende Entgelte erzielt, 
wird für die Ermittlung des Rohertrags die für eine übliche Nutzung marktüblich erzielbare 
Einnahme zugrunde gelegt. Der jährliche Reinertrag ergibt sich aus dem jährlichen Rohertrag 
abzüglich der Bewirtschaftungskosten. 

Bewirtschaftungskosten (§ 32 ImmoWertV 2021) 
Die Bewirtschaftungskosten sind die für eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung und zulässige 
Nutzung entstehenden regelmäßigen Aufwendungen, die nicht durch Umlagen oder sonstige 
Kostenübernahmen gedeckt sind. Sie umfassen die Verwaltungs- und Instandhaltungskosten, das 
Mietausfallwagnis und die Betriebskosten. Die Instandhaltungskosten sind Kosten, die in Folge 
Abnutzung, Alterung und Witterung zur Erhaltung des bestimmungsgemäßen Gebrauchs der 
baulichen Anlage während ihrer Nutzungsdauer aufgewendet werden müssen. Sie umfassen die 
laufende Instandhaltung und regelmäßige Instandsetzung der baulichen Anlage, nicht jedoch 
deren Modernisierung. Die Verwaltungskosten sind u.a. die Kosten der zur Verwaltung des 
Grundstücks erforderlichen Arbeitskräfte und Einrichtungen, die Kosten für Buchhaltung, 
Rechnungsprüfung, Zahlungsverkehr und Jahresabschluss sowie die Kosten für Abschluss und 
Änderung von Mietverträgen und die Bearbeitung von Versicherungsfällen. Das Mietausfallwagnis 
ist das Wagnis einer Ertragsminderung, die durch uneinbringliche Mietrückstände oder Leerstehen 
von Raum, der zur Vermietung bestimmt ist, entsteht. Es dient auch zur Deckung von Kosten 
einer Rechtsverfolgung auf Zahlung oder Aufhebung eines Mietverhältnisses oder Räumung. 

Bodenverzinsungsbetrag (§ 28 ImmoWertV 2021) 
Um den Reinertragsanteil der baulichen Anlagen zu erhalten, wird der ermittelte Reinertrag um 
den Bodenwertverzinsungsbetrag gemindert. Dieser stellt den fiktiven Zinsertrag aus Grund und 
Boden dar, der sich durch Verzinsung des Bodenwerts mit dem objektspezifisch angepassten 
Liegenschaftszinssatz ergibt. Diese Differenzbildung ist modellbedingt im allgemeinen 
Ertragswertverfahren vorgesehen. Nach der Kapitalisierung des Reinertrags der baulichen 
Anlagen wird der Bodenwert dem vorläufigen Ertragswert der baulichen Anlagen hinzuaddiert und 
ergibt den vorläufigen Ertragswert des Grundstücks. 

Barwertfaktor (§ 34 ImmoWertV 2021) 
Zur Kapitalisierung des Reinertragsanteils der baulichen Anlagen sind Barwertfaktoren 
erforderlich, die auf Grundlage der RND und des objektspezifisch angepassten 
Liegenschaftszinssatzes ermittelt wurden. Der jährlich nachschüssige Rentenbarwertfaktor für die 
Kapitalisierung, der auch als Kapitalisierungsfaktor bezeichnet wird, ergibt sich mathematisch 
unter Berücksichtigung des Zinsfußes und der RND. 
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vorläufiger Ertragswert (§ 17 Abs. 2 und § 20 ImmoWertV) 
Der vorläufige Ertragswert ist der auf die Wertverhältnisse am Wertermittlungsstichtag bezogene 
Betrag, der der Summe aller aus dem Bewertungsobjekt während seiner Nutzungsdauer 
erzielbaren Reinerträge einschließlich Zinsen und Zinseszinsen entspricht. Die Einkünfte aller 
während der Nutzungsdauer noch anfallenden und auf die Wertverhältnisse zum 
Wertermittlungsstichtag abgezinsten Erträge sind wertmäßig mit dem vorläufigen Ertragswert des 
Grundstücks gleichzusetzen.  

objektspezifisch angepasster Liegenschaftszinssatz (§ 33 ImmoWertV) 
Der objektspezifisch angepasste Liegenschaftszinssatz ist eine Rechengröße im 
Ertragswertverfahren. Er wird auf der Grundlage geeigneter Kaufpreise und der ihnen 
entsprechenden Reinerträge für mit dem Bewertungsgrundstück hinsichtlich Nutzung und 
Bebauung gleichartiger Grundstücke nach den Grundsätzen des Ertragswertverfahrens als 
Durchschnittswert abgeleitet. Er ist an die Eigenheiten des Bewertungsobjektes angepasst. Der 
Ansatz des Liegenschaftszinssatzes für die Wertermittlung im Ertragswertverfahren stellt somit 
sicher, dass das Ertragswertverfahren ein marktkonformes Ergebnis liefert und dem Verkehrswert 
entspricht. Mit dem Liegenschaftszinssatz erfolgt die Marktanpassung im Ertragswertverfahren. 
Durch ihn werden die allgemeinen Wertverhältnisse auf dem Grundstücksmarkt erfasst, soweit 
diese nicht auf andere Weise berücksichtigt sind. 


